Bekanntmachung

des Ministeriums fiir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus
des Landes Schleswig-Holstein — Amt fiir Planfeststellung Verkehr

tiber die Auslegung von Unterlagen in dem Planfeststellungsverfahren nach
§ 18 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) in Verbindung mit §§ 72 bis 78
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwWVfG) und dem Gesetz iiber die Umwelt-
vertraglichkeitsprifung (UVPG) fur das Vorhaben der AKN Eisenbahn GmbH

»Reaktivierung der Strecke Kiel — Schéonberger Strand im Schienenpersonen-
nahverkehr“ im Planfeststellungsabschnitt 2 (PFA 2) von der Stadtgrenze Kiel
(km 7,585) bis Schonberger Strand (km 24,058)
auf dem Gebiet der Gemeinden Schonkirchen, Probsteierhagen, Prasdorf, Pas-
sade, Fiefbergen, Hohndorf, Schonberg, Krummbek, Stakendorf, Schellhorn
und Lebrade (Kreis PIon)
einschlieBlich Umweltvertraglichkeitspriifung

Hier: Offentliche Auslegung der Planunterlagen

Die AKN Eisenbahn GmbH (Vorhabentragerin) hat fir das oben genannte Bauvorha-
ben beim Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus des
Landes Schleswig-Holstein — Amt fir Planfeststellung Verkehr, Hopfenstralie 29,
24103 Kiel, als der zustandigen Anhdrungs- und Planfeststellungsbehdrde fur nicht-
bundeseigene Eisenbahnen die Durchfuhrung eines Planfeststellungsverfahrens be-
antragt. Die Planfeststellungsbehdrde stellt den Plan fest (Planfeststellungsbe-
schluss) und erteilt daneben wasserrechtliche Erlaubnisse sowie Bewilligungen. Die
Durchfuhrung des Verfahrens erfolgt gemaR § 18 Abs. 1 Satz 3 AEG nach den ver-
fahrensrechtlichen Vorgaben der §§ 72 ff. VwVTG.

Zweck der Planfeststellung ist es, alle durch das Vorhaben berihrten 6ffentlich-recht-
lichen Beziehungen zwischen der Vorhabentragerin und den Behorden sowie den
durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend zu regeln.

Wesentliche Inhalte des Plans sind:

e Erhdhung der Streckenhdchstgeschwindigkeit von 50km/h auf maximal
80km/h

e Ausstattung des gesamten Streckenabschnitts mit zeitgemaRer Leit- und Si-
cherungstechnik

e Linienverbesserungen in den Bereichen Landgraben (km 9,7-10,0), Muxall
(km 10,5-11,3) und Trensahl (km 12,4-12,7)

e Umbau des Bahnhofs Schonkirchen als Kreuzungsbahnhof inkl. Anpassung
der Bahnhofsgleisanlagen und Errichtung eines Mittelbahnsteigs in neuer
Lage



e Neubau eines Kreuzungsbahnhofs in Probsteierhagen in neuer Lage an der
Lindenstral3e inkl. Errichtung eines Mittelbahnsteigs, Bau eines Bahnsteigzu-
gangs mit FuBweg-Bahnubergang und Rickbau des 2. Gleises, der Weichen
und der Bahnsteigkante am ehemaligen Standort

e Neubau eines Seitenbahnsteigs und der Bahnsteigzuwegung im Haltepunkt
Passade

¢ Neubau des Kreuzungsbahnhofs Fiefbergen einschliellich Bau eines weiteren
Gleises im Bereich des Bahnhofs und Errichtung eines Mittelbahnsteigs

e Umbau des Bahnhofs Schonberg inkl. Anpassung der Gleisfihrung und Wei-
chen sowie des Ober- und Unterbaus, Herstellung einer Umfahrung als neue
Zufahrt zum Mitarbeitendenparkplatz der VKP, Neubau eines Aul3en- und Mit-
telbahnsteigs sowie eines Reisendenuberwegs und Ruckbau nicht mehr beno-
tigter Gleisanlagen

e Umbau des Bahnhofs Schdnberger Strand einschliellich Neubau von Abstell-
gleisen, Verlegung von Weichen, Ertichtigung des Ober- und Unterbaus und
Anpassung/Sanierung des Mittelbahnsteiges sowie Riickbau von Gleisanla-
gen im Bahnhof Stakendorf

e Anpassung der offentlichen Bahnubergange, insbesondere Herstellung einer
zeitgemalen technischen Sicherung und Anpassung von Einmindungen und
Zufahrten

e Aufhebung von privaten Bahnlibergangen und Herstellung von alternativen
Zuwegungen zu abgeschnittenen Flachen

e Einbau von Schienenstegdampfern in den Ortsdurchfahrten Schonkirchen,
Probsteierhagen und Fiefbergen

e Ausweisung von passiven Larmschutzanspruchen entsprechend der larmtech-
nischen Berechnung dem Grunde nach

e Vermeidungs- sowie AusgleichsmaRnahmen im Rahmen des Landschaftspfle-
gerischen Begleitplanes im Nahbereich der Bahntrasse

e Kompensationsmafinahmen fur Eingriffe in Natur und Landschaft durch Inan-
spruchnahme von anerkannten Okokonten auf dem Gebiet der Gemeinden
Probsteierhagen, Lebrade und Schellhorn

sowie weitere aus den Planunterlagen ersichtliche MaRnahmen. Bezuglich der Ein-
zelheiten des vorgenannten Vorhabens wird auf die Planungsunterlagen verwiesen.

Fir das Vorhaben besteht die Verpflichtung zur Durchfuhrung einer Umweltvertrag-
lichkeitsprifung gemals § 5 Abs. 1i. V.m. § 9 Abs. 4i.V.m. § 7 Abs. 3 UVPG. Es
wird darauf hingewiesen, dass die Anhorung zu den ausgelegten Planunterlagen
auch die Einbeziehung der Offentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorha-
bens nach § 18 UVPG darstellt.



Ausgelegt werden neben dem UVP-Bericht auch die entscheidungserheblichen
Unterlagen liber die Umweltauswirkungen nach § 19 Abs. 2 UVPG. Diese sind
hier insbesondere:

e Erlauterungsbericht (Anlage A1)

e Lageplane (Anlage A3)

e Untersuchung von Erschitterungen und der bau- und betriebsbedingten
Schallimmissionen sowie Untersuchungen des Baugrunds und der Luftschad-
stoffe (Anlage B1, Anlagen B2 und B5, Anlage B3, Anlage B4)

e Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) mit Maihahmenblattern (Anlage
C1)

e Angaben zu den landschaftspflegerischen MalRnahmen mit Bestands- und
Konfliktplanen (Anlage C2.0 — C2.34)

e MalRnahmenplane (Anlage C2.36 — C2.56)

e Umweltfachliche Untersuchungen mit dem Bericht zu den voraussichtlichen
Umweltauswirkungen des Vorhabens (UVP-Bericht) (Anlage D1)

e Artenschutzbeitrag (Anlage D2)
e FFH-Vertraglichkeitsprufung (Anlage D3)

e Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie (Anlage D4)

Fur die Durchfuhrung des Anhérungsverfahrens ist das Ministerium fur Wirtschaft,
Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus des Landes Schleswig-Holstein —
Amt fur Planfeststellung Verkehr, HopfenstraRe 29, 24103 Kiel, zustandig.

1.) Nach § 18a AEG, § 73 VWVIG und § 18 Abs. 1 UVPG ist eine Offentlichkeitsbetei-
ligung erforderlich. Die Planunterlagen, aus denen sich Art und Umfang des Vor-
habens ergeben, sowie uber die Umweltauswirkungen des Vorhabens liegen in
der Zeit
vom 15.03.2023 (Mittwoch) bis einschlieBlich 14.04.2023 (Freitag)
bei folgenden Auslegungsstellen aus:

Auslegungsstellen:

Landeshauptstadt Kiel, Rathaus, Stadtplanungsamt
4. Geschoss, Zimmer 462 a (Plankammer)
Fleethorn 9, 24103 Kiel

Die Unterlagen sind im Auslegungszeitraum von Montag bis Freitag bei ge6ffne-
tem Rathaus frei zuganglich.



Amt Schrevenborn, Rathaus, Zimmer 2.19
Dorfplatz 2, 24226 Heikendorf, Telefon 0431/2409 321, Fax 0431/2409-600

Montag 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr

Dienstag 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr
14.00 Uhr bis 16.00 Uhr

Mittwoch --

Donnerstag 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr
14.00 Uhr bis 18.00 Uhr

Freitag 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr

Gemeinde Schonkirchen, Gemeindebiiro
Muhlenstralie 48, 24232 Schonkirchen, Telefon 04348/709 400

Montag 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr

Dienstag 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr
14.00 Uhr bis 16.00 Uhr

Mittwoch -

Donnerstag 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr
14.00 Uhr bis 18.00 Uhr

Freitag 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr

Amt Probstei, Rathaus, Zimmer B 222
Knull 4, 24217 Schonberg, Telefon 04344/306 1401, Fax 04344/306-1401

Montag 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr
Dienstag 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr
Mittwoch 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr

Donnerstag 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr
15.00 Uhr bis 18.00 Uhr
Freitag 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr

Die Anhérungsbehdrde stellt den Inhalt der Bekanntmachung und die Planunterla-
gen (Plane und Erlauterungen) zu diesem Vorhaben einschlieRlich der unter |. ge-
nannten Unterlagen Uber die Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 19
Abs. 2 UVPG unter Folgendem Link https://planfeststellung.bob-sh.de/plan/akn-
kiel-schoenberger-strand-pfa2 der Offentlichkeit zur allgemeinen Einsichtnahme
bereit.

Maldgeblich ist der Inhalt der vor Ort zur Auslegung veroéffentlichten Unterlagen.

2.) Aus datenschutzrechtlichen Grinden sind in den Grunderwerbsplanen und
Grunderwerbsverzeichnissen die Eigentumsverhaltnisse verschlisselt dargestellt.
Auf Verlangen kann den Betroffenen am Auslegungsort unter Vorlage eines amtli-
chen ldentitatsdokuments die Schlisselnummer mitgeteilt werden. Bevollmach-
tigte haben eine schriftliche Vollmacht des Vertretenen vorzulegen.


https://planfeststellung.bob-sh.de/plan/akn-kiel-schoenberger-strand-pfa2
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3.) Jede, deren, bzw. jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berlhrt werden,
kann gemal bis spatestens einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist
bis

einschlielich 15.05.2023 (Montag)

schriftlich unter Angabe des Aktenzeichens (APV 316-622.721-24) oder zur Nie-
derschrift Einwendungen, Stellungnahmen und AuBerungen gegen den Plan er-
heben (§ 73 Abs. 4 VWV{G in Verbindung mit § 21 Abs. 1 und 2 UVPG). Diese
sind zu richten

e an das Ministerium flr Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus
des Landes Schleswig-Holstein — Amt flr Planfeststellung Verkehr, Hopfen-
stralde 29, 24103 Kiel (zur Niederschrift nur nach vorheriger Terminvereinba-
rung unter Tel. 0431/988-9053) oder an

e eine der vorgenannten Auslegungsstellen (Anschriften und Telefonnummern
siehe oben).

Einwendungen kdnnen ebenfalls in elektronischer Form als absenderbestatigte
De-Mail unter:

planfeststellung@wimi.landsh.de-mail.de

oder

Verwaltung@amt-schrevenborn.de-mail.de

oder

post@amt-probstei.sh-kommunen.de-mail.de

an das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus
des Landes Schleswig-Holstein — Amt fur Planfeststellung Verkehr, das Amt
Schrevenborn oder das Amt Probstei gerichtet werden. Informationen zur DE-
Mail-Nutzung sind auf der Internetseite des Landes Schleswig-Holstein
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesportal/servicemeta/impressum/Hin-
weis_DEMail/De_Mail_Hinweise.html veroffentlicht.

Mittels E-Mail erhobene Einwendungen sind dagegen nicht rechtswirksam
und bleiben daher unberiicksichtigt.

Die vorgenannte Frist ist eine gesetzliche Frist und kann nicht verlangert werden.
Zur Fristwahrung ist der Eingang bei einer der oben angefuhrten Behdrden mal}-
geblich. Eine Eingangsbestatigung des Einwendungsschreibens erfolgt nicht.

Einwendungen gegen den Plan mussen den geltend gemachten Belang und das
Mal} seiner Beeintrachtigung erkennen lassen. Einwendungsschreiben missen
zudem den Vor- und Zunamen, die volle Anschrift und die eigenhandige Unter-
schrift enthalten.

Die Einwendungen werden in nicht anonymisierter Form zur Vorbereitung des Er-
orterungstermins in Kopie an die Vorhabentragerin weitergeleitet.


mailto:planfeststellung@wimi.landsh.de-mail.de
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Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschrif-
ten befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen eine
Zulassungsentscheidung des beantragten Vorhabens einzulegen, konnen inner-
halb der vorgenannten Frist Stellungnahmen zu den ausgelegten Planen abge-
ben. Mit Ablauf der vorgenannten Frist sind auch diese Stellungnahmen ausge-
schlossen (§ 73 Abs. 4 Satze 3, 5, 6 VWVIG).

Die betroffene Offentlichkeit kann sich im Rahmen der Beteiligung zu den Um-
weltauswirkungen der Planénderungen duRern. AuBerungen miissen den gel-
tend gemachten Belang und das Mal} seiner Beeintrachtigung erkennen lassen.
Mit Ablauf der vorgenannten AuRerungsfrist sind fiir das Verfahren tber die Zu-
lassigkeit des Vorhabens alle AuRerungen, die nicht auf besonderen privat-rechtli-
chen Titeln beruhen, ausgeschlossen (§ 21 Abs. 4 UVPG).

Nach Ablauf der Frist sind fur das Verfahren Uber die Zulassigkeit des Vorhabens
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen
Titeln beruhen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 VWVfG, § 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG).

Der Ausschluss von Einwendungen, Stellungnahmen und AuRerungen be-
schrankt sich nur auf dieses Verwaltungsverfahren (§ 7 Abs. 4 in Verbindung mit
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a und § 7 Abs. 6 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG)).

4.) Rechtzeitig erhobene Einwendungen, Stellungnahmen und Auerungen werden
in einem Termin erortert, der mindestens eine Woche vorher ortstiblich bekannt-
gemacht wird.

Der Erorterungstermin ist nicht 6ffentlich.

Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben oder AuBerungen abgegeben ha-
ben, werden von dem Erdrterungstermin gesondert benachrichtigt. Dies gilt auch fur
die nach Naturschutzrecht oder dem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz anerkannten Ver-
einigungen, wenn sie rechtzeitig Stellung genommen haben. Bei gleichformigen Ein-
wendungen wird die Vertreterin oder der Vertreter benachrichtigt.

Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so konnen diese durch offentli-
che Bekanntmachung des Erorterungstermins im Amtsblatt flir Schleswig-Holstein
und aullerdem in oOrtlichen Tageszeitungen, die in dem Bereich verbreitet sind, in
dem sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird, ersetzt werden (§ 73 Abs. 6
Satz 4 und 5 VwWV{G).

Die Teilnahme am Erorterungstermin ist freigestellt. Bei Ausbleiben von Beteiligten
im Erdrterungstermin kann auch ohne sie verhandelt werden. In diesem Fall gelten
die Einwendungen und Stellungnahmen als aufrechterhalten. Die Vertretung durch
Bevollmachtigte ist mdglich. Die Bevollmachtigung ist durch eine schriftliche Voll-
macht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhorungsbehorde zu geben ist.



5.) Kosten, die beispielsweise durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhe-
bung von Einwendungen, Stellungnahmen und Auferungen, Teilnahme am Eror-
terungstermin oder Vertreterbestellung entstehen, werden nicht erstattet.

6.) Entschadigungsanspriche, soweit Uber sie nicht im Planfeststellungsverfahren
dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erdrterungstermin,
sondern in einem gesonderten Entschadigungsverfahren behandelt.

7.) Uber die Zulassigkeit des Vorhabens sowie die abgegebenen Einwendungen,
Stellungnahmen und Aulerungen wird nach Abschluss des Anhérungsverfahrens
durch die Planfeststellungsbehdrde entschieden. Die Zustellung des Planfeststel-
lungsbeschlusses an die Einwenderinnen und Einwender und diejenigen, die eine
Stellungnahme abgegeben haben, kann durch 6ffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind (§ 74 Abs. 5
Satz 1 VwVIG).

8.) Vom Beginn der Auslegung der Plane (ab 15.03.2023) tritt fur die vom Plan be-
troffenen Flachen eine Veranderungssperre nach § 19 Abs. 1 AEG ein. Ab die-
sem Zeitpunkt durfen auf dem vom Plan betroffenen Flachen bis zur Inanspruch-
nahme bzw. bis zur Unanfechtbarkeit des Planfeststellungsbeschlusses wesent-
lich wertsteigernde oder das geplante Bauvorhaben erheblich erschwerende Ver-
anderungen nicht vorgenommen werden. Veranderungen, die in rechtlich zulassi-
ger Weise vorher begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortfuh-
rung einer bisher ausgetbten Nutzung werden davon nicht beruhrt. Unzulassige
Veranderungen bleiben bei der Anordnung von Vorkehrungen und Anlagen im
Sinne des § 74 Abs. 2 VwVfG und im Entschadigungsverfahren unberucksichtigt.
Darlber hinaus steht der Vorhabentragerin ein Vorkaufsrecht gemaf § 19 Abs. 3
AEG an dem vom Plan betroffenen Flachen zu.

9.) Da das Verfahren UVP-pflichtig ist, wird zusatzlich darauf hingewiesen, dass

e die fur das Planfeststellungsverfahren einschlie3lich Umweltvertraglichkeits-
prufung zustandige Behdrde und die fir die Entscheidung Uber die Zulassig-
keit des Vorhabens zustandige Behorde die Planfeststellungsbehorde, das Mi-
nisterium far Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus des Lan-
des Schleswig-Holstein — Amt fur Planfeststellung Verkehr, ist,

e Uber die Zulassigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss ent-
schieden wird,

o die veroffentlichten Planunterlagen die nach § 19 Abs. 2 UVPG notwendigen
Angaben enthalten,

 die Anhorung zu den ausgelegten Planunterlagen insoweit auch die Beteili-
gung der Offentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 18
Abs. 1 UVPG darstellt.

10.) Bei der Abgabe von Stellungnahmen und AuRerungen oder der Erhebung von
Einwendungen seitens der Beteiligten werden zum Zwecke der Durchfihrung des
Planfeststellungsverfahrens Daten erhoben. Diese Daten werden von der Anho-
rungsbehorde in Erfullung ihrer Aufgaben gemal den geltenden Bestimmungen



zum Datenschutz verarbeitet. Die Daten werden der Vorhabentragerin tbermittelt.
Die entsprechenden datenschutzrechtlichen Informationen nach Art. 12 bis 14
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) Uber die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten sind einsehbar unter www.schleswig-holstein.de/DE/Landesreqgie-
rung/APV/Service Kontakt/apv_Datenschutzerklaerung.de.

Kiel, den 24.02.2023

Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus
des Landes Schleswig-Holstein

- Amt fur Planfeststellung Verkehr -
- Anhorungsbehorde -

Onhl
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	 Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben oder Äußerungen abgegeben haben, werden von dem Erörterungstermin gesondert benachrichtigt. Dies gilt auch für die nach Naturschutzrecht oder dem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz anerkannten Vereinigungen, wenn sie rechtzeitig Stellung genommen haben. Bei gleichförmigen Einwendungen wird die Vertreterin oder der Vertreter benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese durch öffentliche Bekanntmachung des Erörterungstermins im Amtsblatt für Schleswig-Holstein und außerdem in örtlichen Tageszeitungen, die in dem Bereich verbreitet sind, in dem sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird, ersetzt werden (§ 73 Abs. 6 Satz 4 und 5 VwVfG). Die Teilnahme am Erörterungstermin ist freigestellt. Bei Ausbleiben von Beteiligten im Erörterungstermin kann auch ohne sie verhandelt werden. In diesem Fall gelten die Einwendungen und Stellungnahmen als aufrechterhalten. Die Vertretung durch Bevollmächtigte ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. 
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	6. ) Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht im Planfeststellungsverfahren dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt. 
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